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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Orgaß, Dr. Blüm, Link, Ferrang, 
Nordlohne, Niegel, Schmöle, Mick, Frau Stommel, Dr. Götz, Breidbach, 

Dr. Klein (Stolberg), Löher, Dr. Evers, Dr. Hornhues, Pfeffermann, 

Dr. Müller-Hermann, Bremer, Sauer (Salzgitter) und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/1838 (neu) - 

betr. Nacht- und Schichtarbeit 


Der Staatssekretär im Bundesministerium für Arbeit und Sozial- 
ordnung hat mit Schreiben vom 3. April 1974 - Ia3 - 119 26 - 
die Kleine Anfrage im Einvernehmen mit dem Bundesministe- 
rium für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, Bundesmini- 
sterium für Wirtschatt, Bundesministerium für Bildung und Wis- 
senschaft, Bundesmiiüsterium für Jugend, Familie und Gesund- 
heit wie folgt beantwortet: 

Die Bundesregierung geht - wie offensichtlich auch die Frage- 
steller - davon aus, daß bei der Humanisierung der Arbeitswelt 
auch die Zusammenhänge und Wechselwirkungen beachtet wer- 
den müssen, die zwischen den Arbeitsbedingungen und den übri- 
gen Lebensbedingungen der Arbeitnehmer bestehen. 

Diese Wechselwirkungen werden besonders deutlich bei den 
Nacht- und Schichtarbeitern. Die Bundesregierung bereitet ge- 
genwärtig Forschungsschwerpunktprogramme zur „Humanisie- 
rung des Arbeitslebens" und zur „Siedlungsentwicklung" vor. 
Nach beiden Forschungsprogrammen werden auch Untersuchun- 
gen über Arbeits- und Lebensbedingungen der Nacht- und 
Schichtarbeiter ermöglicht. Die Ergebnisse dieser Untersuchun- 
gen können Bund, Länder und Gemeinden wie auch den Tarif- 
parteien Grundlagen für weitere Maßnahmen der Stadt- und 
der Verkehrsplanung, des Wohnungsbaus, der Bildungspolitik 
und der Freizeitförderung bieten, die die Arbeits- und Lebens- 
bedingungen der Nacht- und Schichtarbeiter verbessern. 

Die an die Bundesregierung gestellten vier einzelnen Fragen 
beziehen sich auf die Verbesserung der allgemeinen Lebens- 
bedingungen der Nacht- und Schichtarbeiter. Die Antworten 
lauten: 


1. Glaubt die Bundesregierung, daß man dem Problem der Nacht- 
und Sdiichtarbeit größere Bedeutung beimessen muß, gerade im 
Hinblick aut städte- und wohnungsbauliche Konzeptionen der 
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Zukunft, wie zum Beispiel geeignete Ruhezonen in den Wohnun- 
gen, Verhinderung von Geräuschbelästigung durch Verkehrslärm 
und sanitäre Versorgungseinrichtungen der Wohnhäuser, schall- 
isolierte Spielräume für Kinder außerhalb der Wohnungen? 

Nach den Bestimmungen des Bundesbaugesetzes haben sich die 
Bauleitpläne der Gemeinden u. a. nach den sozialen und kultu- 
rellen Bedürfnissen der Bevölkerung, ihrer Sicherheit und Ge- 
sundheit zu richten. In den für die Planung zuständigen Gemein- 
den, die einen hohen Anteil an Nacht- und Schichtbeschäftigten 
haben, ergeben sich hieraus hinsichtlich der Zuordnung von 
Wohnungen zu Arbeitsstätten und der Gestaltung von Wohn- 
gebieten besondere Aufgaben der städtebaulichen Planung. Hier 
werden häufig - unier Berücksichtigung örtlicher Gegebenhei- 
ten - über die vorgeschriebenen Mindestfestsetzungen hinaus 
besondere Festsetzungen getroffen, die geeignet sind, Bedürf- 
nissen von Nacht- und Schichtbeschäftigten entgegenzukommen. 
Flierzu gehören z. B. auch Festsetzungen über die Lage von 
Verkehrsflächen auf den Baugrundstücken und über die Bau- 
weise in bestimmten Gebieten. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die bestehenden 
Vorschriften für die Bauleitplanung den Problemen der Nacht- 
und Schichtbeschäftigung nicht voll gerecht werden. Sie prüft 
im Rahmen der Fortentwicklung des Planungsrechts, in welcher 
Weise - z. B. durch Erweiterung der Bestimmungen über den 
Inhalt des Bebauungsplans - Voraussetzungen zur besseren Be- 
rücksichtigung auch von Nacht- und Schichtbeschäftigten ge- 
schaffen werden können. Die Möglichkeiten der städtebaulichen 
Planung zur Lösung dieser Probleme werden jedoch auch künf- 
tig begrenzt bleiben, weil in den Bauleitplänen Festsetzungen 
hinsichtlich der Wohnungsbelegung nicht möglich sind und die 
Mobilitäts- und Wohnbedürfnisse der Wohn- und Arbeitsbe- 
völkerung sich ständig ändern. 

Unter diesen Umständen kommt der von der Bundesregierung 
geförderten allgemeinen Verbesserung der Wohnqualität, die 
nicht auf bestimmte Wohnungen beschränkt ist zur Lösung des 
Problems der Nacht- und Schichtbeschäftigung entscheidende 
Bedeutung zu. 

Die Bundesregierung hat wiederholt betont, daß sie der Ver- 
minderung des Verkehrslärms hohes Gewicht zumißt. In der 
Arbeitsgruppe „Kraftfahrzeuge" bei der Kommission der Euro- 
päischen Gemeinschaften bemüht sie sich um eine Herabsetzung 
der zulässigen Geräuschpegelgrenzwerte („aktiver" Schutz). Im 
innerstädtischen Verkehr wird durch eine nachhaltige Förde- 
rung des öffentlichen Personennahverkehrs eine Eindämmung 
des Kraftfahrzeugverkehrs angestrebt. Im Rahmen der Bauleit- 
planung ist gemäß § 1 Abs. 3 BBauG und § 41 des gerade in 
Kraft getretenen Bundesimmissionsschutzgesetzes (BImSchG) 
sicherzustellen, daß durch neue Verkehrsträger keine schäd- 
lichen Umweltauswirkungen durch Verkehrsgeräusche hervor- 
gerufen werden können, die nach dem Stand der Technik und 
durch immissionsmindernde Zuordnung von Wohngebieten und 
Verkehrsträgern vermeidbar sind. Soweit belästigende oder 
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schädliche Geräuscheinwirkungen durch den Verkehr nicht ver- 
meidbar sind, beabsichtigt die Bundesregierung, im Rahmen 
des Altbaumodernisierungsprogramms und bei Anlage neuer 
Straßen im Rahmen der nach § 42 BImSchG vorgesehenen Ent- 
schädigungsregelung den Einbau von schalldämmenden Fen- 
stern zu unterstützen. 

Durch diese allgemein wirkenden Maßnahmen wird auch den 
Interessen der Nacht- und Schichtarbeiter gedient werden kön- 
nen. Dies wird auch mit einigen besonderen Baunormen ange- 
strebt. In der kurz vor der Verabschiedung stehenden Neufas- 
sung der bauaufsichtlich eingeführten Norm DIN 4108 „Wärme- 
schutz im Hochbau" ist eine erhebliche Anhebung der Mindest- 
forderungen vorgesehen. Es kann damit gerechnet werden, daß 
u. a. die Verwendung von Doppel- oder Verbundfenstern bzw. 
Doppelscheibenverbundglas zur Pflicht gemacht wird. Diese 
Maßnahmen sind zunächst auf die Einsparung von Heizenergie 
gerichtet, sie wirken sich gleichzeitig aber gegen die Geräusch- 
belästigung z. B. durch Verkehrslärm aus, d. h. sie tragen zur 
Schaffung lärmgeschützter Bereiche innerhalb der Wohnung 
wesentlich bei. 

Maßnahmen gegen die von der Wasserinstallation ausgehende 
Geräuschbelästigung sind in der Norm DIN 4109 „Schallschutz 
im Hochbau" festgelegt. Sie gewähren ausreichenden Schutz. 
DIN 4109 gehört ebenfalls zu den bauaufsichtlich eingeführten 
Normen und ist seit mehreren Jahren für alle Wohnungsneu- 
bauten verbindlich. 

Der Bundesregierung ist bewußt, daß die je nach örtlicher Situa- 
tion unterschiedlichen Probleme der Nacht- und Schichtarbeiter 
von den für die Verkehrs- und Bauplanungen zuständigen Län- 
dern und Gemeinden je nach Einzelfall gelöst werden müssen. 


2. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, Arbeitneh- 
mern, die in Nacht- und Schichtarbeit stehen, Zugang zu Bil- 
dungs- und Freizeiteinrichtungen zu schaffen? 

Wenngleich genaues statistisches Material über die Nutzung 
von Bildungseinrichtungen und -angeboten durch Nacht- und 
Schichtarbeiter nicht vorliegt, ist anzunehmen, daß diese Grup- 
pe von Arbeitnehmern im Vergleich zu den übrigen Teilneh- 
mern bei Bildungs-, insbesondere Weiterbildungsveranstaltun- 
gen stark unterrepräsentiert ist. Die Bundesregierung hat selbst 
nur begrenzte Möglichkeiten, auf ein den Bedürfnissen dieser 
Arbeitnehmer entsprechend flexibel gestaltetes Angebot an Bil- 
dungsmaßnahmen hinzuwirken. Sie hält es aber für bildungs- 
politisch dringend erwünscht, daß den Arbeitsbedingungen von 
Nacht- und Schichtarbeitern angepaßte Bildungsangebote be- 
reitgestellt werden. Sie ist der Ansicht, daß dazu vor allem 
(Weiter-)Bildungseinrichtungen erforderlich sind, die ganztägig 
für Bildungs Veranstaltungen genutzt werden können; die gleiche 
Wirkung kann über Fernunterricht erzielt werden. Dm die Wir- 
kungsmöglichkeiten von Weiterbildungsangeboten u. a. im Hin- 
blick auf Personengruppen mit speziellen Arbeits- und Lebens- 
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bedingungen zu erproben, werden gegenwärtig und für die 
nächsten Jahre bereits Modellversuche gefördert. 

Nacht- und Schichtarbeiter zählen zu den im Hinblick auf Frei- 
zeitangebote und eigene Freizeitmöglichkeiten benachteiligten 
Gruppen. 

Die Bundesregierung hat bereits bei der Beantwortung der Klei- 
nen Anfrage zur Förderung von Angeboten für Freizeit und Er- 
holung (BT-Drucksache 7/1948) erklärt, daß sie dem Abbau die- 
ser Benachteiligung im Rahmen ihrer freizeitpolitischen Bemü- 
hungen Priorität einräumen wird. Dieses gilt insbesondere für 
die weitere Erforschung des Freizeitverhaltens auch von Nacht- 
und Schichtarbeitern, für die Untersuchung der hier wirksamen 
strukturellen Hemmnisse und im Zusammenhang damit für die 
in Erwägung gezogene Förderung von Freizeit-Modellvorhaben. 
Die Bundesregierung geht darüber hinaus davon aus, daß mit 
der in Arbeit befindlichen freizeitpolitischen Konzeption auch 
eine Grundlage für gezielte Maßnahmen zur Verbesserung der 
Freizeitmöglichkeiten speziell dieser Arbeitnehmergruppe ge- 
schaffen wird. 


3. Gibt es statistische Unterlagen, die den Arbeitnehmer am 
Wohnort als Schichtarbeiter erfassen, und zwar aufgeschlüsselt 
nach 

Geschlecht, 

Alter, 

Familienstand, Zahl der Familienangehörigen, 

Entfernung zwischen Arbeitsplatz und Wohnung, 

Branchen, 

Größe der Wohnung, 

Dauer und Wechsel der Nacht- und Schichtarbeit? 


Statistische Unterlagen, die den Arbeitnehmer am Wohnort 
als Nacht- und Schichtarbeiter erfassen, liegen in der Bundes- 
republik nicht vor. 


4. Wenn nein, ist die Bundesregierung bereit, diese Angaben über 
Nacht- und Schichtarbeit in das Programm der für 1975 vorgese- 
henen bundesstatistischen Erhebungen aufzunehmen? 

Angaben darüber, inwieweit Arbeitnehmer am Wohnort als 
Nacht- und Schichtarbeiter erfaßt werden, sind in den bundes- 
statistischen Erhebungen für 1975 nicht vorgesehen. In der Ar- 
beitsstättenzählung, die in Verbindung mit der Gebäude- und 
Wohnungszählung 1975 durchgeführt wird, werden Arbeitneh- 
mer lediglich nach dem Arbeitsort, nicht jedoch nach dem Wohn- 
ort erfaßt. 

Um eine aussagefähige Datenbasis zu der angesprochenen The- 
matik zu erhalten, dürfte ein umfangreicher Fragenkomplex er- 
forderlich sein. Damit würde aber auch die Gebäude- und Woh- 
nungszählung 1975, eine Totalzählung, die sich mit Fragebogen 
unmittelbar an die Bevölkerung wendet, sowohl dem Umfang 
nach als auch hinsichtlich der zu erwartenden Qualität der Aus- 
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sagen überfordert. Die Bundesregierung hält es deshalb aus 
systematischen, methodischen und wirtschaftlichen Gründen 
nicht für vertretbar, die Gebäude- und Wohnungszählung 1975 
mit dem geforderten Fragenprogramm zusätzlich zu belasten. 
Es erscheint ihr richtiger, die gewünschten Fragen bei der näch- 
sten Volkszählung zu berücksichtigen. 

Die Bundesregierung wird die Pläne des Statistischen Amtes der 
Europäischen Gemeinschaften nachdrücklich unterstützen, in die 
„Gemeinsame Stichprobenerhebung über Arbeitskräfte 1974" 
Fragen über Nacht- und Schichtarbeit aufzunehmen. Hierüber ist 
auf EG-Ebene bisher noch keine Einigung erzielt worden. Im 
Rahmen der Mikrozensus-Zusatzbefragungen ist nach 1975 eine 
Sondererhebung über Nacht- und Schichtarbeit in Aussicht ge- 
nommen. Uber die aufzunehmenden Merkmale der Befragung 
sind jedoch gegenwärtig keine Aussagen möglich. 
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